
22. Boiblatt 6. April 1960 

99/J 

der AbGeordneten Dr. G red 1 er, Dr. Z e c h ma n n und Genossen 

an clcon Bundesministqr für AU3wärtige Ange legenhe i ten, 

betreffend die vermögensrechtlichen Verhandlungen mit der Bundesrepublik 

De u t schlcmd. 

-.-0-.-.-

Die an die Bunde sregierung gerichte te Anfrage der Abge ordneten l:ohnert, 

Dr. ZechmEmn und Genossen vom 22.7.1959, Z1. l7/J, betreffend die 3C:loffung 

eines Gesetzes zur Bereinigung dienstrechtlicher Fragen, ist leider lüg heute 

unbeantvrortet geblieben. Die genannten Abgeordneten haben in dieser i\nfrage 

die BQ~desregierung gefragt, ob sie - im Sinne der Entschliessung des 

Nationalrates vom 11. Juni 1958 anläs slich der Genehmigung des Verc.lösensver­

traGes mit Deutschland - bereit ist, Verhandlungen mit der Bundesrepublik 
! 

Deutschland wegen einer entsprechenden Beitragsleistung zu dem wiec1or:l0lt in 

Aussicht gestell ten österreichischen Zwischendienstzeitengesetz Cüi<:;nstrechts­

bereini::;ungsgesetz) zu führen. 

Es darf hiebei auf die Ausführungen des damaligen Sprechers der FPÖ, des 

Abgeordneten Dr. Pfeifer, in den Na tionalratssi tzungen vom 11. Juni und 

2. Dezember 1958 (Stenographisches ProtokollS 2639 ff und S 3091 ff). zu 

dieser durch viele Jahre immer wieder schriftlich und mündlich vorgebrachten 

Forderung sowie auf ihre grundsätzliche Anerkennung durch beide Rer:;iol'Lmgs­

parteien verwiesen werden. Hinzugefügt sei auch, dass seither der :oncwu.L'f 

eines Dicnstrechtsbereinigungsgesetzes mit ausführlicher Begründun~ von den 

vier besonders daran interessierten Verbänden, die' rund 250.000 J\Ti tglü! dnr 

haben, im Eonat Februar dieses Jahres den drei im Nationalrat verti'etCl1en 

pali tischen Parteden und dem Bundeskanzleramt überreicht wurde. (Ein Abdruck 

des Gesetzentwurfes samt Erläuternden Bemerkungen ist zur raschen Unter­

richtung beigeschlossen.) 

Die Schwesterorganisationen in der Bundesrepublik Deutschland haben ihre 

volle Unterstützung bei den zuständigen Stellen der deutschen Bunclosrogierung '/ 

zugC!sa.jt. In den dGutschen Eundesministerien dürfte man für diese g8l'cchte 

Forderung Verständnis haben, nur muss sie auch auf, höchster politischer Baene 

von den zuständigen österreichischen Ministern angemeldet und vertreten wc,rden. 

Diese Ansicht hat auch der deutsche Aussenminister von Erentano in seinem 

bekannten Schreiben vom 22. Juli 1957 an die Kameradschaft der Beru.fsunter­

offiziere Österreichs klar zum Ausdruck gebracht. 
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23. Bc;iblatt Bei bla tt zur Parlamentskorre sp.ondenz 6. c'.pril 1960 

Ilei der nm 30. März abgehaltenen Pre ssekonferenz über die jün':5s ton Aus­

landsroisen haben Sie 9 sehr geel}rter Herr Minister, über die noch o?fenen 

Punkte bcd den v'9rmögansrechtlichen Verhandlungen mit der Bcmiosrepublik 

Deutschland gesprochen, hiebGi aber die Frage einer deutschen Bei traGsloistung 

zu einem österreichischen Dienstrechtsbffi'reinigungsgesetz (Zwischen_clionst­

zeitc!1[;Qsetz) nicht erwähnt. 

Die gefertigten Abgeordneten müssen demnach befürchten, dass d,::s Schweigen 

über C~i:jS8n Punkt bei der Pressekonferenz seine NichthJhandlung bei (10;1 Bonner 

Gesprächen bedeutet, und stellen daher die 

Anfrage~ 

Ist der Herr Bundesminist·er b.:nei t, die wiederholt erörterte gewichtige 

Frage (lor Beitragsleistung der Bundesrepublik Deutschland zu einem östor­

reichischen Dienstre chtsbere inigungsgase tz (Zwische ndiens tzei tengcsotz) in 

die nun neuerlich in Fluss gekommene n vermögensrech tlichen VerhandlLlnC;-)n mit 

der Bundesrepublik Deutschland einzubeziehen und den östorreichischeJ.'l I;i t­

gliodoj~n d.er klo inen Kommission, we lche die Vorarbeiten für die Finalisierung 

der Entschädigungsfragen leisten soll, mit grösster Beschleunigung die not­

wendi::;'Jn ".leisungen zu erteilen? 

-IJ-.-.-O-
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